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Forderungen & Ziele:
1.	 Vollständige Umsetzung des Cannabisgesetzes: Wissenschaftliche Forschungsvorhaben für nicht-medizinisches 

Cannabis genehmigen

2.	 Zeitnahe Entscheidungen über die Anträge für wissenschaftliche Modellprojekte zur regulierten Abgabe von Genuss­
cannabis durch die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) mit klar definierten Zielsetzungen und Kriterien 

3.	 Kommunikation eines klaren Anforderungsprofils für Forschungsprojekte durch die BLE sowie einer klaren Abgrenzung 
zwischen medizinischen und nicht-medizinischen Forschungsprojekten

4.	 Sicherstellung hoher Qualitätsstandards entlang der gesamten Wertschöpfungskette (Anbau, Produktion, Logistik, 
Abgabe) mittels einer entsprechenden Definition behördlicher Anforderungen1

5.	 Streichung der Eingrenzung der Genehmigungen auf “Ausnahmefälle“ (§ 2 (4) KCanG)

6.	 Ermöglichung qualifizierter Verkaufsstellen (Fachgeschäfte & Apotheken) im Rahmen von Modellprojekten

7.	 Durchführung einer vergleichenden Evaluation unterschiedlicher Versorgungsmodelle inkl. einer Erfolgs- und Fehleranalyse 

8.	 Möglichkeit einer (zusätzlichen) Besteuerung oder Lenkungsabgabe auf das abgegebene Cannabis anhand des THC-
Gehalts

9.	 Klarstellung, ob Regeln des CanG  (z. B. bezüglich Abständen oder Darreichungsformen) auch für Forschungsprojekte 
gelten. Sinnvoll wäre, diese Forschung nicht durch das CanG einzuschränken. 

10.	Anerkennung der Gleichstellung öffentlicher und privater Forschungsträgerschaften zur Wahrung der Wissenschaftsfreiheit

Begründung:

1.	 Vollständige Umsetzung des Cannabisgesetzes

Selbst eineinhalb Jahre nach Inkrafttreten des Cannabisgesetzes sind die darin enthaltenen Maßnahmen noch nicht 
vollständig umgesetzt: Die behördliche Genehmigungspraxis von Cannabisanbauvereinigungen zeigt sich restriktiv und 
bundesweit uneinheitlich; Anträge auf wissenschaftliche Forschungsvorhaben nach §2 Abs. 4 KCanG wurden bisher noch 
nicht beschieden. Erste Anträge hierzu gingen bereits im Dezember 2024 ein. Inzwischen liegen mindestens 60 Anträge 
vor, davon 34 für Modellprojekte.2

Wissenschaftliche Modellprojekte bieten viele Vorteile und entsprechen der gängigen internationalen Praxis. So werden 
Modellprojekte mit kommerziellen Lieferketten bereits in den Niederlanden und der Schweiz erprobt. Durch die zeit-
liche und regulatorische Begrenzung bieten Sie einen geschützten Rahmen um Erkenntnisse über die Auswirkungen auf 
die individuelle und Volksgesundheit zu untersuchen, Schwarzmärkte zu analysieren als auch technische und operative 
Erkenntnisgewinne über Legalisierungsprozesse zu sammeln. Unter dem Gebot der wissenschaftlichen Neutralität bieten 
Ihre Ergebnisse sowohl Befürwortern als auch Kritikern der Cannabislegalisierung eine verlässliche Diskussionsgrundlage 
und ermöglichen so einen faktenbasierten gesellschaftlichen Diskurs.

Zur sachgerechten Umsetzung des Cannabisgesetzes und Gewährleistung des Gesundheits- und Jugendschutzes ist es 
dringend erforderlich, wissenschaftliche Forschungsvorhaben zeitnah zu genehmigen. Wie in der Erläuterung des Canna-
bisgesetzes betont wird, bestehen keine Alternativen zu den vorgesehenen Regelungen, welche die Ziele des Gesetzes im 
gleichen Maße erreichen würden.3 Insbesondere die effektive Zurückdrängung des Schwarzmarktes ist nur über Zeit und 
durch die Etablierung kommerzieller Lieferketten herbeizuführen.

1	 Mögliche Standards: GACP, GDP, HACCP & DIN ISO 9001:2025, DSGVO, Musterschulungscurriculum des BMG
2	 Antwort der Bundesregierung auf die kleine Anfrage der Afd, Drucksache 21/1513 vom 08.09.2025: https://dserver.bundestag.de/

btd/21/015/2101513.pdf
3	 Drucksache 20/8704. Entwurf eines Gesetzes zum kontrollierten Umgang mit Cannabis und zur Änderung weiterer Vorschriften (Cannabisgesetz – 

CanG). Seite 1

https://dserver.bundestag.de/btd/21/015/2101513.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/015/2101513.pdf
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Erfahrungswerte in Kanada zeigen: Während drei Jahre nach der Legalisierung noch 53% der Konsumierenden ihr Canna-
bis von legalen Quellen bezogen, stieg dieser Wert bis 2023 auf 78% an.4 Je früher eine volle Umsetzung der Forschungs-
klausel erfolgt, desto schneller können messbare Ergebnisse in der Schwarzmarktbekämpfung realisiert werden.

2.	 Zeitnahe Entscheidung über Anträge nach §2 Abs. 4 KCanG

Eine Entscheidung über die der Bundesanstalt für Ernährung und Landwirtschaft (BLE) vorliegenden Anträge zur Etab-
lierung von Modellprojekten ist nicht nur aufgrund der demokratischen Legitimität und gesellschaftlichen Erwartungs-
haltung angemessen, sondern auch aus regulatorischer Perspektive unabdingbar. Mit der Verabschiedung des Canna-
bis-Gesetzes hat sich eine große Nachfrage nach legalen Bezugsquellen quer durch alle Gesellschaftsschichten hinweg 
verdeutlicht. Um der Entstehung von regulatorischen Schlupflöchern und damit verbundenen Graumärkten vorzubeugen, 
als auch zur Gewährleistung der klaren Trennung medizinischer und nicht-medizinischer Cannabismärkte im Sinne des 
Gesetzgebers, ist es notwendig, dieser legitimen Nachfrage mit verantwortungsbewussten, wissenschaftlich-begleiteten 
und behördlich-integrierten marktwirtschaftlichen Strukturen zu begegnen.

Eine zügige Entscheidung ist auch vor dem Hintergrund der etablierten Rechtssicherheit angemessen. Bereits 2013 bestä-
tigte der Wissenschaftliche Dienst des Deutschen Bundestages, dass Forschungsprojekte mit kontrollierter Cannabisabga-
be rechtlich zulässig sind.5 Diese Einschätzung wird auch in Bezug auf die neue Rechtslage von weiteren Rechtsgutachten 
gestützt.6 Rechtliche Hürden sollten demnach kein Hindernis für die demokratisch beschlossene Etablierung geplanter 
Forschungsvorhaben darstellen. Eine Untätigkeit in der Antragsbearbeitung als Ausprägung eines Ermessensspielraumes 
der BLE  ist daher unzulässig. Das Verwaltungsverfahrensgesetz bestimmt in §10, dass Verfahren “einfach, zweckmäßig 
und zügig durchzuführen” sind. Bis heute ist jedoch keine Bescheidung eines Antrags bekannt. In mindestens einem Fall 
wurde bereits eine Untätigkeitsklage eingereicht.

Eine zeitnahe Entscheidung ist auch fundamental für den Erhalt von Planungssicherheit und Stakeholder-Vertrauen. 
Diverse Akteure aus Wissenschaft, Wirtschaft und Zivilgesellschaft haben im Vertrauen auf eine klare und vollständige 
Implementierung des Cannabisgesetzes viele Ressourcen in die Vorbereitung und Positionierung der angekündigten Mo-
dellprojekte investiert.

3.	 Klare Anforderungsprofile für wissenschaftliche Forschungsvorhaben

Die geforderten Profile von wissenschaftlichen Forschungsprojekten müssen klar differenziert und die jeweiligen Anforde-
rungen und Charakteristiken verständlich kommuniziert werden. Dies betrifft insbesondere die Unterscheidung zwischen 
medizinischen und nicht-medizinischen Forschungsprojekten.

Während medizinisch-wissenschaftliche Zwecke gemäß Artikel 3(3) MedCanG eher auf klinische Studien ausgerichtet sind, 
bietet die “Forschungsklausel” des KCanG in §2(4) Satz 6 eine explizite Möglichkeit die Forschung zu (nicht-medizinischen) 
wissenschaftlichen Zwecken voranzutreiben. Es ist daher von entscheidender Bedeutung, dass Forschungszweck- und 
Design nicht miteinander vermischt werden, sondern anhand ihrer jeweiligen Bereiche genehmigt und gemessen werden.

4.	 Sicherstellung von Qualitätsstandards

Sowohl im Sinne des Verbraucherschutzes als auch zur Validität und Reproduzierbarkeit wissenschaftlicher Forschungs-
ergebnisse sollte eine einheitliche Definition zur Festsetzung von Anbau, Produktion, Logistik und Abgabe von Cannabis 
erlassen werden.

Die Einhaltung anerkannter Qualitäts- und Sicherheitsstandards wie GACP, HACCP und DIN ISO 9001:2025, sollten eine 
grundlegende Voraussetzung für den ordnungsgemäßen Betrieb wissenschaftlicher Modellprojekte darstellen. Ein ver-
pflichtendes „Seed-to-Sale“-Track & Trace-System sollte dabei die gesamte Rückverfolgbarkeit sämtlicher Prozessschrit-
te – von der Saatgutquelle bis zur Abgabe – gewährleisten. Dieses sollte in notwendige Melde-, Dokumentations- und 
Alarmsysteme integriert werden.

4	 Rundle et. Al (2025). Self-Reported Cannabis Prices and Expenditures FromLegal and Illegal Sources Five Years After Legalisationof Non-Medical Can-
nabis in Canada. Drug and Alcohol Review 44:6. Seite 1663

5	 Wissenschaftlicher Dienst des Deutschen Bundestages (2013): Zur betäubungsmittelrechtlichen Zulässigkeit von Forschungsprojekten mit kontrollier-
ter Abgabe von Cannabisprodukten, WD 9 – 3000 – 072/13, 18. Juli 2013: https://www.bundestag.de/resource/blob/406350/WD-9-081-13-pdf.pdf

6	 Hogan Lovells. 2025. Zur rechtlichen Erlaubnisfähigkeit von wissenschaftlichen Modellprojekten zu Konsumcannabis nach § 2 Abs. 4 KCanG.

https://www.bundestag.de/resource/blob/406350/WD-9-081-13-pdf.pdf
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Bezüglich der Anforderungen an Verpackung, Kennzeichnung und Verbraucherschutz sind insbesondere kindersichere 
und versiegelte Verpackungen wünschenswert, welche mit eindeutigen Chargen-Barcodes, Angaben zu Ernte- oder Ab-
packdatum, Produzenten- bzw. Importeurkontaktdaten, Sortenbezeichnung sowie dem Gesamtgehalt an THC und CBD 
versehen sind. Entsprechende Pflichtangaben sollten beispielsweise Warnhinweise zu Gesundheitsrisiken, Fahruntüchtig-
keit, Dosierungsempfehlungen, Suchtprävention, das Verbot der Weitergabe an Dritte sowie den Hinweis „Außerhalb der 
Reichweite von Kindern aufbewahren“, umfassen. Ergänzend sollten Informationsbroschüren  und digitale QR-Codes als 
niedrigschwellige Informationsangebote bereitgestellt werden. 

Transporte sollten unter Einhaltung temperatur- und lichtkontrollierter Bedingungen durchgeführt werden. Darüber 
hinaus sollten definierte Prozesse für Retouren und Produktrückrufe sowie standardisierte Lagerbedingungen festgelegt 
werden. Ergänzend könnten Notfallpläne für Produktrückrufe geprobt werden.

Zur Sicherstellung von Datenschutzrichtlinien und IT-Sicherheit ist die Erhebung personenbezogener Daten gemäß den 
Vorgaben der DSGVO unter Anwendung von Anonymisierungs- bzw. Pseudonymisierungstechniken vorzunehmen. Dies 
sollte mit einer verschlüsselten Speicherung sowie klar geregelten Prozessen zur Einsichtnahme und Löschung personen-
bezogener Daten komplementiert werden. Ausführlichere Empfehlungen mit konkreten Definitionen und Grenzwerten 
können dem BvCW-Positionspapier “Qualitätsanforderungen Genusscannabis” entnommen werden.

5.	 Streichung „Ausnahmefälle“ aus §2 Abs. 4 KCanG

Artikel 2(4) Satz 6 KCanG bestimmt, dass die Erlaubnis zu Besitz, Anbau, Herstellung, Ein- und Ausfuhr, Erwerb, Entgegen-
nahme, Ab- und Weitergabe als auch Extraktion und Handel treiben, nur in Ausnahmefällen erteilt werden darf. Dies sug-
geriert eine wertende Entscheidung zur Abweichung von einem Normal- oder Regelfall, welcher sich aus der Lesart des 
entsprechenden Paragraphen nicht herleiten lässt. Darüber hinaus ist der Umgang mit Cannabis zu wissenschaftlichen 
Zwecken unter internationalem und europäischem Recht erlaubt. Es sollte sich daher bei der Erteilung der Erlaubnis nicht 
um einen Ausnahmefall handeln, sondern um den gesetzlich vorgesehenen Regelfall im Rahmen des Antragsverfahrens 
zum Umgang mit Cannabis zu wissenschaftlichen Zwecken.

6.	 Verkaufsstellen im Rahmen von Modellprojekten

Kernelement der wissenschaftlichen Modellprojekte ist die Etablierung von Verkaufsstellen als legale Abgabemöglichkeit, 
um eine sichere Bezugsquelle mit qualitativ hochwertigen Produkten und Beratungsleistungen bereitzustellen.

Im Rahmen der Gegebenheiten der jeweiligen Modellprojekte ist dabei auf barrierefreie Zugangsmöglichkeiten und eine 
geografisch flächendeckende Versorgung zu achten.

Für das eingesetzte Personal sollten zertifizierte Schulungsprogramme verpflichtend durchgeführt werden. Hierbei sind 
insbesondere die Inhalte Prävention, Wirkstoffkunde, Produktsicherheit und Rechtsgrundlagen nach dem Mustercurri-
culum des BMG zu berücksichtigen. Die erfolgreiche Teilnahme ist durch einen Kompetenznachweis zu belegen. Darüber 
hinaus sind regelmäßige Auffrischungsschulungen durchzuführen sowie ein internes Meldesystem für Sicherheits- oder 
Compliance-Verstöße einzurichten.

Bei der Abgabe sollten verbindliche Alterskontrollen mittels Lichtbildausweis den Kinder -und Jugendschutz gewähr-
leisten. Verkaufsstellen sollten weiterhin Risikohinweise zu unsachgemäßem Gebrauch sichtbar anbringen und niedrig-
schwellige Hilfsangebote für Konsumierende bereitstellen. Zudem sollte das Verkaufspersonal in Gesprächsführung zu 
Präventionsthemen geschult  und eine anonyme Beratungs-Hotline eingerichtet werden.

https://cannabiswirtschaft.de/elemente-28-qualitaetsanforderungen-genusscannabis-_v1-0/
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7.	 Vergleichende Evaluation unterschiedlicher Versorgungsmodelle

Um die notwendige Vergleichbarkeit zum Treffen wissenschaftlicher Aussagen und Handlungsempfehlungen herzustellen, 
sollte eine vergleichende Analyse verschiedener Versorgungsmodelle durchgeführt werden. Alternative Versorgungsmo-
delle zum kommerziell regulierten Modell umfassen beispielsweise Eigenanbau, Anbauvereinigungen und Abgabe über 
Apotheken.7

Zur Durchführung einer Vergleichs- und Fehleranalyse lassen sich beispielsweise Erfahrungen in Uruguay und Malta 
heranziehen. Fünf Jahre nach der Legalisierung in Uruguay haben nur 82% der registrierten Personen Cannabis über die 
Abgabestelle bezogen, was auf einen Mangel an Apotheken zur Abgabe Fehlplanungen in der Autorisierung der Produk-
tionsmenge und Produktionsprobleme seitens der Anbauer zurückzuführen ist - und wiederum die effektive Rechtsdurch-
setzung behinderte und Verbraucher dem Schwarzmarkt zuwendet.8 Neben der Untersuchung von Auswirkungen auf 
Kinder- und Jugendschutz, individuellem und allgemeinem Gesundheitsschutz sowie Kriminalitätsbekämpfung sollten 
weiterhin auch technische Forschungsfelder wie Hortikultur, Agrarwissenschaft oder Logistik in die Durchführung wissen-
schaftlicher Modellprojekte eingebettet werden.

8.	 Besteuerung und Lenkungsabgabe

Das ausgewiesene Ziel des CanG ist die Sicherstellung des Gesundheits- und Jugendschutzes. Zur Finanzierung von Prä-
ventionskampagnen, Informationsarbeit und der operativen Tätigkeiten von Suchthilfestellen würde es sich daher anbie-
ten, Teile der substanziellen Mehreinnahmen, welche durch eine Besteuerung marktwirtschaftlicher Forschungsprojekte 
gesammelt werden könnten, auf entsprechende öffentliche und soziale Träger umzuverteilen.

Entgegen der Empfehlung des Beratungs-Komitees hat sich beispielsweise die niederländische Regierung gegen die Er-
hebung von Mehrwert- und Umsatzsteuer ausgesprochen, da die EU-weite Prohibition weiterhin in Kraft ist und die stark 
eingegrenzte, streng regulierte und temporäre Natur eines Experimentes nicht als wirtschaftlicher Wettbewerb mit einem 
Markt für weiche Drogen verstanden werden kann.9 Dabei könnte eine progressive Besteuerung des THC-Gehalts nicht 
nur die bestehenden Finanzierungslücken in der Drogenprävention und Suchttherapie schließen, sondern auch das Kauf-
verhalten bedarfsgerecht und im Sinne des Gesundheitsschutzes positiv beeinflussen. Analog zu Erfahrungen in der Be-
steuerung von Alkohol haben Forscher beispielsweise festgestellt, dass ein 10% Anstieg in Alkoholpreisen mit einer 4-5% 
Reduktion im Alkoholkonsum einhergeht.10

9.	 Anwendbarkeit der Regeln des CanG

Es sollte klargestellt werden, ob die regulatorischen Details des CanG bezüglich Abstandsregelungen oder Darreichungs-
formen auch auf Forschungsvorhaben anzuwenden sind. Dass es schnell zu eklatanten Verzögerungen im Studienablauf 
kommen kann, haben die Erfahrungen mit dem niederländischen ‚Wietexperiment‘ gezeigt. Diese umfassten neben Ver-
zögerungen im politischen Prozess auch praktische Probleme in der Etablierung der Lieferketten, da das Experiment erst 
ausgeführt werden kann, wenn diese voll funktionsfähig sind.

Dahingehend hängt die Effektivität der Evaluation maßgeblich von der praktischen Umsetzung ab. Bei der Ansiedlung 
von Anbauvereinigungen hat sich gezeigt, dass Abstandsregelungen gemäß effektiver Fußstrecke realitätskonformer als 
pauschalisierte 200 Meter Abstand sind. Wenn die Vorgaben so streng ausgelegt werden, dass sich in urbanen Ballungs-
zentren kaum legale Abgabestellen etablieren können, untergräbt dies den Grundgedanken des wissenschaftlichen 
Erkenntnisgewinns.

7	 Babor et al. (2014) Drug Policy and the Public Good. Legalizing the Supply of Cannabis. Seite 248-251
8	 Rosalia Queirolo (2020). Uruguay: the first country to legalize. In: Decorte et al. (2020). Legalizing Cannabis. Experiences, Lessons and Scenarios. Seite 

122-124
9	 Knottnerus et. al (2023). Cannabis policy in The Netherlands: Rationale and design of an experiment with a controlled legal (‘closed’) cannabis supply 

chain. Health Policy 129. Seite 3
10	 T. Stockwell et al. (2020). Lessons learned from alcohol regulation. In: Decorte et. al (2020). Legalizing Cannabis. Experiences, Lessons and Scenarios. 

Seite 216



ELEMENTE - Band 53
7Seite

11	 Forschungsfreiheit (Art. 5 Abs. 3 GG)
12	 Whaling in the Antarctic (Australia v. Japan: New Zealand intervening), Judgment, I.C.J. Reports 2014, p. 226. §97

Eine weitere Schwachstelle ist die Einschränkung der erlaubten Produktions- und Darreichungsformen. Die Vermarktung 
von “Edibles” beispielsweise erfolgt aufgrund regulatorischer Schwierigkeiten bezüglich allgemeingültiger Dosiermengen 
in der Regel zeitversetzt zur Legalisierung von Cannabisblüten. Dies war beispielsweise in Kanada zu beobachten, dort 
wurden Edibles in einem separaten Rechtsakt im Folgejahr der Cannabis-Legalisierung reguliert. Aufgrund der schadens-
minimierenden Konsumform bei sachgemäßem Gebrauch sprechen gute Gründe für eine Erweiterung der Modellprojekte 
mit ‘Edibles’. Dies ist auch im niederländischen “Wietexperiment” zu betrachten, in welchem sowohl THC-haltige abge-
packte Gummibärchen und Kekse verkauft werden können, als auch frisch angerichtete THC-haltige Milchshakes serviert 
werden können. Internationale Erfahrungen zeigen, dass die Etablierung kommerzieller Lieferketten in experimentellen 
und legalisierten Rahmenbedingungen typischerweise in mehreren Phasen verläuft. Aufgrund solcher Erfahrungen ist es 
daher ratsam, auch Vorkehrungen zur späteren und phasenweisen Anpassung der operativen Bedingungen der regiona-
len Modellprojekte zu treffen.

10.	Wissenschaftsfreiheit

Die Wissenschaftsfreiheit ist ein geschütztes Gut von Verfassungsrang11, welchem nur in Ausnahmefällen Grenzen gesetzt 
werden dürfen. Daher muss die Gleichstellung privater und öffentlicher Forschungsinstitute gewährleistet werden. Dies wür-
de dazu beitragen, eine evidenzbasierte Politik zu gewährleisten und die optimale Ressourcenverfügbarkeit auszuschöpfen. 

Die Wissenschaftsfreiheit darf nicht unter Verweis auf die Prohibition unter internationalem Recht eingeschränkt werden. 
Der Internationale Gerichtshof hält fest, dass die Frage, ob ein Programm wissenschaftlichen Zwecken dient, nicht von 
einzelnen staatlichen Zielsetzungen oder der Absicht einzelner Beamter abhängt, sondern davon, ob Aufbau und Durch-
führung des Programms mit den erklärten Forschungszielen übereinstimmen.12

Dokumente der Cannabiswirtschaft zur Regulierungsdiskussion bei Medizinalcannabis:

ELEMENTE Band 52: Zwischenbilanz zur Cannabis-Teillegalisierung

ELEMENTE Band 50: Professionelle Standards für Cannabis-Modellprojekte

ELEMENTE Band 49: Positionierung – Abgrenzung Cannabisstecklinge

ELEMENTE Band 41: Zur Zulässigkeit des kommerziellen Handels mit Cannabissamen

ELEMENTE Band 40: Cannabis zu Genusszwecken – Übersicht in Zahlen

ELEMENTE Band 37: Umfrage unter Cannabis-Anbauvereinigungen

ELEMENTE Band 29: Positionspapier Lizenzierte Verkaufspunkte (Fachgeschäfte)

ELEMENTE Band 28: Positionspapier Qualitätsanforderungen Genusscannabis

ELEMENTE Band 27: Eigenanbau von Cannabis als Genussmittel

ELEMENTE Band 26: Positionspapier Track & Trace

ELEMENTE Band 24: Positionspapier zu Lieferketten und Produktionsbedingungen

ELEMENTE Band 23: Positionspapier – Prävention & Risikominimierung

ELEMENTE Band 22: Cannabisregulierung: Sammlung von Fehlern und Erkenntnissen aus anderen Ländern

ELEMENTE Band 20: Eckpunktepapier Genussmittelregulierung – Auf dem Weg zu einer Deutschen Cannabis Agenda

https://cannabiswirtschaft.de/elemente-52-zwischenbilanz-zur-cannabis-teillegalisierung/
https://cannabiswirtschaft.de/wp-content/uploads/2025/10/ELEMENTE-50-Positionierung-Modellprojekte.pdf
https://cannabiswirtschaft.de/elemente-49-positionierung-abgrenzung-cannabisstecklinge/
https://cannabiswirtschaft.de/elemente-41-diskussionspapier-cannabissamenhandel/
https://cannabiswirtschaft.de/elemente-40-cannabis-zu-genusszwecken-uebersicht-in-zahlen-_v1-1/
https://cannabiswirtschaft.de/elemente-37-umfrage-unter-cannabis-anbauvereinigungen/
https://cannabiswirtschaft.de/elemente-29-positionierung-lizenzierte-verkaufspunkte/
https://cannabiswirtschaft.de/elemente-28-qualitaetsanforderungen-genusscannabis-_v1-0/
https://cannabiswirtschaft.de/wp-content/uploads/2022/09/ELEMENTE-27-Eigenanbau-von-Cannabis-als-Genussmittel_v1.0.pdf
https://cannabiswirtschaft.de/wp-content/uploads/2022/08/ELEMENTE-26-Positionspapier-Track-Trace-v1.0.pdf
https://cannabiswirtschaft.de/wp-content/uploads/2022/06/ELEMENTE-24-Positionspapier-zu-Lieferketten-und-ProduktionsbedingungenV.1.pdf
https://cannabiswirtschaft.de/wp-content/uploads/2022/06/ELEMENTE-23-Positionspapier-Pra%CC%88vention-Risikominimierung-V.1.pdf
https://cannabiswirtschaft.de/wp-content/uploads/2022/06/ELEMENTE-22-Cannabisregulierung-Fehlersammlung.pdf
https://cannabiswirtschaft.de/wp-content/uploads/2022/02/ELEMENTE_20_Eckpunktepapier_Genussmittelregulierung_BvCW.pdf

